Disziplinarmaßnahmen in Österreich und bei uns
Es ist interessant, die Disziplinarmassnahmen zu vergleichen, welche seit Beginn der Kriegsereignisse in Österreich einerseits und bei uns anderseits beobachtet werden.
Im Amtsblatte des österreichischen Eisenbahnministeriums vom 23. Dezember 1914 findet sich folgender Erlass:
„Ich nehme in Aussicht, allen jenen Bediensteten der Österreichischen Staatsbahnen, die entweder zur Dienstleistung im Felde eingerückt und ihren militärischen Pflichten getreu nachgekommen sind, oder

während des Kriegszustandes in der Erfüllung ihrer eisenbahndienstlichen Obliegenheiten einen besonderen Eifer an den Tag gelegt haben, und die wegen eines vor dem l. August 1914 begangenen Dienstvergehens -  ausschliesslich der aus verächtlicher Gesinnung begangenen Vergehen und ausschliesslich der Verletzungen der dienstlichen Treue - zu einer Disziplinarstrafe, mit  Ausnahme der  Dienstentlassung, rechtskräftig verurteilt worden sind, die zuerkannten Disziplinarstrafen, soweit diese vor dem 1. August 1914 noch nicht vollzogen waren, sowie deren Rechtsfolgen nachzusehen. Bei Disziplinarstrafen, die vor dem 1. August 1914 vollzogen waren, erstreckt sich die Nachsicht lediglich auf die Rechtsfolgen. Sollte es sich um Rechtsfolgen handeln, die durch ihren Ablauf bereits erloschen sind, so  bezieht sich  die Nachsicht auf die Streichung der Strafen in den Dienst- und Standesausweisen. Gleichzeitig wird die Einstellung der

 Disziplinarverfahren, die gegen Bedienstete wegen der vor dem bezeichneten Tage begangenen Dienstvergehen - mit den obigen Ausnahmen - anhängig werden, in Aussicht genommen. Den Vorständen der Direktionen (Betriebsleitung) wird es anheimgestellt, gleiche Verfügungen  hinsichtlich der Ordnungsstrafen im eigenen Wirkungskreis zu treffen. Jene Bediensteten, die eine solche Nachsicht  anzustreben gedenken, haben  dies innerhalb vier Wochen nach Aufhören des Kriegszustandes bei ihrem unmittelbaren Dienstvorstand  entweder mündlich  oder mittels eines an das Eisenbahnministerium gerichteten  schriftlichen  Gesuches  anzumelden.
Forster."
So in Österreich.  Und bei uns?  Da wird eine Anwendung der Disziplinargewalt beobachtet, welche kürzlich ein Gericht bei Beurteilung eines Falles von Zugsgefährdung zu folgender Bemerkung im Urteil veranlasste: „Die ab seiten der Bahnbehörden getroffene Bestrafung und Massregelung wird durch das Gericht als mehr als genügende Sühne für obgenanntes Vergehen betrachtet." Hierzu ist ein Kommentar nicht notwendig.   Die  Auffassung des in Frage kommenden Gerichtes sagt mehr als genug.
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